Presseerklärung: Gesamtpersonalrat des Hochtaunus- und Wetteraukreises verurteilt Einschränkung der Mitbestimmung
Der Gesamtpersonalrat verurteilt die Absicht der hessischen Landesregierung, die Mitbestimmungsrechte der Schulpersonalräte bei der kurzfristigen Einstellung von Lehrkräften im Rahmen von „Unterrichtsgarantie plus“ faktisch zu beseitigen. Für den GPRLL gehört Mitbestimmung zur demokratischen Kultur unserer Gesellschaft. Wenn die CDU-Landtagsfraktion unseren Einwänden durch massive Einschränkung von Personalvertretungsrechten entgegenwirken will, zeugt dies von einem fragwürdigen Demokratieverständnis.
Seine gravierenden Bedenken gegen „Unterrichtsgarantie plus“ hat der Gesamtpersonalrat der Lehrkräfte, dem Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW), Deutscher Lehrerverband Hessen (DLH), Verband Bildung und Erziehung (VBE) und Unabhängige Lehrer (UL) angehören, formuliert und dazu am 1. Februar 2006 eine Resolution einstimmig verabschiedet. Auch Personalversammlungen, Gesamtkonferenzen, Schulleitungen sowie Eltern- und Schülervertreter haben sich bereits kritisch zu Wort gemeldet. Wir halten das Konzept „Unterrichtsgarantie plus“ für pädagogisch und rechtlich bedenklich. Wir befürchten, dass der regelmäßige Einsatz auch mangelhaft ausgebildeter Billigkräfte der Qualität der Schulbildung schadet.
Bereits seit Jahren fordern wir eine Vertretungsregelung mit ausreichenden Mitteln für fest angestelltes qualifiziertes Personal. Deutschland liegt im europäischen Vergleich mit seinen Bildungsinvestitionen im unteren Drittel. Dies belegen die neuesten OECD - und PISA Studien. Wir fordern daher die hessische Landesregierung auf, sich mit unseren Bedenken inhaltlich auseinanderzusetzen.
